
Interkommunale Zusammenarbeit  
im Kreis Groß-Gerau 
 

 
 

 

 

7. Zwischenbericht  
zum Sachstand des kreisweiten Prozesses der  

interkommunalen Zusammenarbeit im Kreis Groß-Gerau 
(Stand: Oktober 2020)  

 
Die 14 Städte und Gemeinden des Kreises Groß-Gerau und der Kreis Groß-Gerau haben sich 

im Jahr 2013 in einem gemeinschaftlichen Prozess auf den Weg gemacht, ihre interkommuna-

le Zusammenarbeit (IKZ) nachhaltig auszubauen. Über die Inhalte und Ergebnisse der Projek-

te sowie die Arbeitsmethodik und die Steuerung des Prozesses wurden Gremien und Öffent-

lichkeit seitdem in regelmäßigen Zwischenberichten jährlich informiert. Die Berichte sind auf 

der IKZ-Website www.ikz.imkreisgg.de im Bereich „Informationen“ als Download abrufbar. 

   

 

 
Der vorliegende 7. Zwischenbericht enthält die wesentlichen Aktivitäten und Ergebnisse im 

siebten Jahr des kreisweiten IKZ-Prozesses in der Zeit von November 2019 bis Oktober 2020. 

Aus Gründen der Vollständigkeit der Darstellung werden auch einige Informationen aus frühe-

ren Berichten nachfolgend – in aktualisierter und erweiterter Form – aufgenommen.  

 

Für Rückfragen zum Bericht oder zu einzelnen IKZ-Projekten und -Umsetzungsmaßnahmen 

steht als Ansprechpartnerin der IKZ-Lenkungsgruppe gerne zur Verfügung: 

 
 

 
Marion Götz - c/o Stadt Raunheim 

Stabsstelle Interkommunale Zusammenarbeit  

m.goetz@raunheim.de - 06142 / 402-216 

 

Weitere Informationen unter www.ikz.imkreisgg.de 
 

 

 

http://www.ikz.imkreisgg.de/
mailto:m.goetz@raunheim.de
http://www.ikz.imkreisgg.de/
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1.   Überblick über die kreisweiten IKZ-Projekte und -Umset- 
zungsmaßnahmen 

 
Folgende IKZ-Projekte wurden im Berichtszeitraum (November 2019 – Oktober 2020) ab-

geschlossen bzw. umgesetzt: 

 Einführung der E-Rechnung / Elektronischer Rechnungsworkflow 

 Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes  

 Gründung eines Landschaftspflegeverbands 

 Strom- und Gaseinkauf (dritte interkommunale Ausschreibung) 

 Prüfung elektrischer Anlagen (ortsbewegliche Anlagen) (zweite EU-weite Ausschreibung) 
 

Folgende IKZ-Projekte wurden im Berichtszeitraum neu gestartet und befinden sich in Be-

arbeitung bzw. die Startvorbereitung ist abgeschlossen und der Start steht bevor:  

 Überwachung von Geldspielgeräten, Kontrolle der Einhaltung von Gaststättenrecht, Ab-

rechnung der Spielapparatesteuer  

 Einführung der e-Akte / eines Dokumentenmanagementsystems (DMS)  

 Modulare Kita-Bauweise  

 Aufbau eines Fördermittelmanagements  

 

Die folgenden IKZ-Projekte wurden bereits 2013 – 2019 erfolgreich umgesetzt: 

 Strom- und Gaseinkauf 

 Prüfung elektrischer Anlagen  

 Beschaffungswesen  

 Gründung des kommunalen Vergabezentrums 

 E-Government 

 Klärschlammentsorgung 

 Ausbau der Elektromobilität 
 

Aus folgenden IKZ-Prüfprojekten sind bislang keine neuen Kooperationen hervorgegan-

gen bzw. die IKZ-Realisierung steht noch bevor: 

 Bezügeabrechnung 

 Standesamtswesen 

 Streusalzmanagement (IKZ erfolgt durch gemeinsamen Einkauf des Streusalzes bei 

nächstfälliger Bestellung) 

 Aktivierung von Wohnraumpotenzial 
 

Der Start neuer IKZ-Projekte erfolgt stets in Abhängigkeit vom Abschluss vorheriger Projekte. 

Ziel ist die jeweils gleichzeitige Bearbeitung von fünf Aufgabenfeldern. Dies gewährleistet 

einerseits eine hinreichende Breite der IKZ-Bewegung und damit sichtbare Fortschritte im Ge-

samtprozess der kreisweiten interkommunalen Zusammenarbeit, zum anderen ermöglicht es 

mit den bestehenden Ressourcen die gebotene Steuerungsintensität und –qualität, um den 

Erfolg und die Nachhaltigkeit der Projekte und Maßnahmen zu sichern. 
 

Ein erwünschter Begleiteffekt des kreisweiten IKZ-Prozesses ist die Anregung zusätzlicher 

örtlicher IKZ-Initiativen im Kreisgebiet. So haben sich seit 2013 neben dem zentral organi-

sierten kreisweiten IKZ-Geschehen und eingebettet in dieses teilweise umfangreiche örtliche 

IKZ-Aktivitäten entwickelt. Beispielhaft hierfür ist die Zusammenarbeit der Städte Kelsterbach, 

Raunheim und Rüsselsheim unter dem Motto „Drei gewinnt“ zu nennen. Auf Basis des kreis-
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weiten IKZ-Grundsatzbeschlusses begannen die drei Städte im Jahr 2013, in einem örtlichen 

IKZ-Prozess mit gleicher Arbeitsmethodik vielfältige Aufgabenfelder der Verwaltung bezüglich 

der Potenziale einer Zusammenarbeit in Projekten zu analysieren und anschließend Koopera-

tionen dort, wo sie vorteilhaft waren, in die Tat umzusetzen. Ergebnis war u.a. 2015 die Ein-

richtung einer gemeinsamen Friedhofsverwaltung (landesweites Pilotprojekt), 2016 wurden 

die Baubetriebshöfe von Raunheim und Rüsselsheim in einer Anstalt öffentlichen Rechts 

zusammengeführt und 2017 folgte u.a. die Gründung einer Forstbetriebsgemeinschaft, der 

neben Rüsselsheim und Raunheim auch die Kreisstadt Groß-Gerau und die Gemeinde Büttel-

born sowie zwischenzeitlich die Städte Riedstadt und Flörsheim sowie die Gemeinde Bi-

schofsheim beigetreten sind. Die Städte Kelsterbach und Raunheim kooperieren seit 2019 

darüber hinaus auf dem Gebiet des Datenschutzes durch Bestellung eines gemeinsamen 

Datenschutzbeauftragten und bereiten aktuell eine künftig verstärkte Zusammenarbeit im Be-

reich der Finanzverwaltung vor.   

 

Zahlreiche Aktivitäten zur Anbahnung und Umsetzung interkommunaler Zusammenarbeit 

standen im Berichtszeitraum ab März 2020 unter dem Einfluss der Corona-Pandemie. Diese 

hatte die Verschiebung von Projektstarts, die Verzögerung geplanter Projektbearbeitungen 

und den Ausfall zahlreicher Sitzungen von IKZ-Projekt- und Arbeitsgruppen zur Folge. Teil-

weise konnten notwendige Zusammenkünfte und Informationsaustausche durch digitale An-

wendungen ersetzt werden.  

 

Die Beteiligung der 15 Kreiskommunen (14 Städte und Gemeinden und Kreis Groß-Gerau) 

an den kreisweiten IKZ-Projekten und -Umsetzungsmaßnahmen im Jahr 2020 ist der folgen-

den Übersicht zu entnehmen: 
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1.1 Sachstand der IKZ-Projekte und -Umsetzungsmaßnahmen 
 

a)  Kommunales Vergabezentrum  
 

Das Kommunale Vergabezentrum im Kreis Groß Gerau hat im Juli 2017 

seine Arbeit aufgenommen. Grundlage seiner Tätigkeit ist eine öffentlich-

rechtliche Vereinbarung der zehn Städte und Gemeinden Biebesheim am 

Rhein, Bischofsheim, Büttelborn, Ginsheim-Gustavsburg, Kelsterbach, 

Mörfelden-Walldorf, Nauheim, Raunheim, Riedstadt und Trebur sowie des 

Kreises Groß-Gerau. Der Sitz des Vergabezentrums in der Kreisverwal-

tung Groß-Gerau ermöglicht zahlreiche Synergieeffekte für die Gemeinschaft der angeschlos-

senen Kommunen. Durch Mengenbündelungen, Prozessoptimierungen, effizienteren Personal-

einsatz, den Verzicht auf externe Dienstleister und die Durchführung gemeinsamer Beschaffun-

gen haben die angeschlossenen Kommunen im 1. Jahr der Tätigkeit des Vergabezentrums im 

Vergleich zur Aufgabenwahrnehmung ohne Vergabezentrum insgesamt rd. 44 % ihrer vorhe-

rigen Personal- und Sachkosten eingespart. Im 2. Jahr wurden rd. 59 % Einsparungen er-

zielt.  

 

Jährlich im Herbst berichtet das Vergabezentrum seinen kommunalen Auftraggebern über die 

Tätigkeit im abgelaufenen Jahr. Der dritte Jahresbericht umfasst den Zeitraum vom 1. Juli 

2019 bis 30. Juni 2020. Er illustriert erneut die sehr erfolgreiche Arbeit des kommunalen Kom-

petenzzentrums, die sich u.a. in folgenden Ergebnissen abbildet:  

 342 durchgeführte Vergabeverfahren  

 hunderte vergaberechtliche Beratungsgespräche mit den Fachämtern der Kommunen  

 Einsparung von Kosten in den Kommunen durch Ausführung wesentlicher Verfahrens-

schritte ihrer Beschaffungen im Vergabezentrum; im Berichtszeitraum ergaben sich Einspa-

rungen von Verwaltungsaufwand, Anwaltskosten, Kosten für externe Dienstleister und Fort-

bildungskosten in Höhe von rd. 290.000 EUR (Vorjahr: rd. 199.000 EUR) 

 für weitere gemeinsame Beschaffungen wurde im Berichtszeitraum eine Liste möglicher 

Themenfelder erstellt; im November und Dezember 2019 fanden hierzu erste Abstimmungs-

termine für gemeinsame Beschaffungen von „Kanalreinigung und Rattenbekämpfung“ und 

„Blitzschutzanlagen“ statt; aufgrund der Corona-Pandemie und der ab März 2020 damit ver-

bundenen starken Einschränkungen für alle Kreiskommunen musste die weitere Organisati-

on und Durchführung der gemeinsamen Beschaffungen jedoch zurückgestellt werden   

 alle Beschaffungen wurden mit der Koordinationsstelle Kommunaler Entwicklungspoli-

tik beim Kreis Groß-Gerau abgestimmt, um den Anforderungen an Qualität, nachhaltige Be-

schaffung und fairen Handel bestmöglich zu entsprechen; in Zusammenarbeit mit der Koor-

dinationsstelle Kommunaler Entwicklungspolitik finden zudem regelmäßig Fortbildungsver-

anstaltungen zur Nachhaltigkeit im Beschaffungswesen für die Kommunen statt 

 die Möglichkeit der Nutzung einer für die Kommunen kostenfreien Beschaffungsplatt-

form in der Kreisverwaltung verhilft den Städten und Gemeinden neben dem Komfort der 

digitalen Bestellung zu bestmöglichen Einkaufskonditionen; sie ermöglicht ihnen, ihren indi-

viduellen Verbrauch der einzelnen Beschaffungsgüter zu erfassen und Steuerungsdaten für 

künftige Beschaffungen in ihren Häusern zu gewinnen; zudem erspart die Plattform den 

Kommunen erheblichen Personalaufwand, da zeitintensive Recherchen nach z.B. dem 

günstigsten Papier, schriftliche Bestellungen oder persönlicher Einkauf nun nicht mehr er-

forderlich sind.  
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Die mit der Gründung des Vergabezentrums im Jahr 2017 verbundenen Erwartungen konnten 

somit auch im dritten Berichtsjahr vollständig erfüllt werden: 

 jederzeit mögliche Inanspruchnahme für die qualifizierte Durchführung von Vergabeverfah-

ren jeder Art durch die Kommunen, d.h. jederzeitige Handlungsfähigkeit der Kommu-

nen bei Beschaffungen auch bei örtlichen personellen Engpässen, im Krankheits- oder 

Urlaubsfall in den Ämtern vor Ort  

 Routine auch in seltener durchzuführenden Beschaffungsarten und in Verfahren für selten 

zu beschaffende Güter, Einsparung von Ein- und Bearbeitungsaufwand 

 hohe Rechtssicherheit, dadurch geringere Vergaberisiken der Kommunen, Vermeidung 

kostenintensiver Nachprüfverfahren der Vergabekammern, Vermeidung von Bauverzöge-

rungen sowie finanzieller und rechtlicher Risiken  

 erhebliche Zeit- und Aufwandsersparnis für die Kommunen bei gemeinsamen Be-

schaffungen, die das Vergabezentrum zentral für die Auftrag gebenden Städte und Ge-

meinden durchführt, und zudem günstigere Preise durch höhere Mengen 

 Einsparungen durch die Entbehrlichkeit externer Dienstleister für Vergabeverfahren 

(Consultants, Anwaltsbüros, Architektur- und Ingenieurbüros) 

 Einsparung von Organisations- und Investitionsaufwand in den Kommunen für die 

gesetzlich vorgeschriebene Einführung der eVergabe  

 Unterstützung der Kommunen bei der Realisierung strategischer Beschaffungsziele 

wie z.B. die Berücksichtigung ökologischer und sozialer Kriterien 
 

Die für das erste Jahr kalkulierte Umlage zur Finanzierung der Kosten des Vergabezentrums 

blieb auch im dritten Tätigkeitsjahr ohne Kostensteigerung für die Kommunen erhalten.  

 

Die Gründung des Kommunalen Vergabezentrums war ein Pilotprojekt, das wegen seines 

Vorbildcharakters 2019 mit dem „Spar-Euro“ des Bundes der Steuerzahler Hessen e.V. 

ausgezeichnet wurde und landes- und bundesweit viele interessierte Nachfragen und 

Kontakte zur Folge hatte. Um die Informationswünsche zu befriedigen, wurden von der Leite-

rin der IKZ-Lenkungsgruppe im Berichtszeitraum zahlreiche Termine in anfragenden Landkrei-

sen und Kommunen wahrgenommen sowie auf Einladung diverser Stellen über die Gründung 

und die interkommunale Tätigkeit des Vergabezentrums berichtet. Den Kommunen und inte-

ressierten Institutionen – beispielhaft seien neben hessischen Kreisen und Kommunen die 

Stadt Bremen, die Hochschule Darmstadt und das Deutsche Institut für Entwicklungspolitik in 

Bonn genannt - wurden zahlreiche Informationen und Grundlagenmaterialien zur Verfügung 

gestellt, um auch dort bzw. durch diese die Bemühungen um eine effiziente Organisation des 

Beschaffungswesens zu unterstützen. Aufgrund der Corona-Pandemie fanden Präsentation, 

Information und Kommunikation tlw. in Form von Video-Konferenzen statt in Präsenzveranstal-

tungen statt. Zuletzt war die IKZ-Gemeinschaft im Kreis Groß-Gerau auf diesem Weg am 

28.10.2020 in einem internationalen Dialogforum zur nachhaltigen Beschaffung vertreten, in 

dem Beschaffungsexpertinnen und –experten aus Europa, Subsahara-Afrika und Lateinameri-

ka digital zusammenkamen, um über organisatorische und fachliche Fragen nachhaltiger Be-

schaffung zu informieren und diskutieren. 
 

Seit dem Arbeitsstart des Vergabezentrums im Kreis Groß-Gerau im Juli 2017 sind zahlreiche 

hessische Kommunen diesem Modell gefolgt. So haben sich im Jahr 2018 14 Städte und 

Gemeinden des Wetteraukreises nach gleichem Muster zu einem Vergabezentrum zusam-

mengeschlossen. Im Jahr 2020 folgten der Kreis Fulda mit ebenfalls 14 kreisangehörigen 
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Städten und Gemeinden sowie der Odenwaldkreis mit 11 Kommunen. Weitere Gründungen 

befinden sich in Vorbereitung.   

 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie in Zusammenarbeit mit dem Kompetenz-

zentrum für Innovative Beschaffung, Berlin, hat in seiner Schriftenreihe „KOINNO-

Praxisbeispiel“ unter der Überschrift „Innovativer Prozess“ umfassend über das Kommunale 

Vergabezentrum im Kreis Groß-Gerau berichtet.  
 

 

(Download unter www.ikz.imkreisgg.de / Informationen / Downloads – Berichte) 

 

Mit Bescheid des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 3.6.2017 hatte das 

Land Hessen Fördermittel in Höhe von 100.000 EUR für die Gründung des Kommunalen 

Vergabezentrums bewilligt. Gemäß dem Fördermittelbe-

scheid war zum 30.6.2020 gegenüber dem Ministerium in 

einem Sachbericht über den Effizienzgewinn zu be-

richten. Der Bericht wurde am 13. Mai 2020 erteilt und 

darin ein Effizienzgewinn infolge der Arbeit des Vergabe-

zentrums weit über das nach den Förderrichtlinien erfor-

derliche Maß hinaus dokumentiert. Mit Schreiben vom 

27.5.2020 hat das Hessische Ministerium des Innern und 

für Sport daraufhin für die Vorlage des Sachberichts ge-

dankt und den Verbleib der Fördermittel im Kreis Groß-

Gerau wie folgt bestätigt: „Den erforderlichen Nachweis 

haben Sie hiermit erbracht. Der Sachbericht belegt in 

eindrucksvoller Weise, dass sich durch den gemeinsa-

men Verbund in einem komplexen kommunalen Aufga-

benbereich wie dem Vergabe­ und Beschaffungswesen 

erhebliche Einsparungen und Synergieeffekte erreichen 

lassen. Diese erfolgreiche Zusammenarbeit im Kreis 

Groß-Gerau ist vorbildhaft und kann auch für andere 

Kommunen beispielgebend sein.” 

http://www.ikz.imkreisgg.de/
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b)  IKZ-Projekt Einführung E-Rechnung / E-Rechnungsworkflow 

 

Aufgrund rechtlicher Vorschriften auf EU-Ebene (EU-RL 2014/55/ 

EU), Bundesebene (E-Rechnungsgesetz, E-Government-Gesetz 

des Bundes, E-Rechnungs-Verordnung) und Landesebene (Hes-

sisches E-Government-Gesetz vom 24.9.2018) müssen alle Kom-

munen in Hessen ab 18. April 2020 im Stande sein, elektroni-

sche Rechnungen zu empfangen und digital weiterzuverar-

beiten. Für die Städte, Gemeinden und Landkreise bedeutet dies 

einen technischen und organisatorischen Veränderungsprozess. In Zusammenhang mit die-

sem Prozess ist es zweckmäßig, zugleich den gesamten seither papiergebundenen Rech-

nungsworkflow, d.h. die Bearbeitung von Eingangs- und Ausgangsrechnungen bis hin zur Ar-

chivierung zu digitalisieren und somit einen elektronischen Rechnungsworkflow einzufüh-

ren.  

 

Der elektronische Rechnungsworkflow hat im Vergleich zum papiergebundenen Arbeitsablauf 

u.a. folgende Vorteile: 

 Qualitätsverbesserung der Rechnungsbearbeitung und Arbeitsentlastung der Verwaltung 

durch automatisierte Prozesse 

 Erhöhung von Transparenz und Nachvollziehbarkeit der einzelnen Rechnungsvorgänge, 

jederzeitiger Zugriff auf die Rechnungen von allen hierzu befugten Stellen 

 Verringerung der Bearbeitungs- und Liegezeiten von Rechnungen 

 Kosteneinsparungen durch die Vermeidung von Skontoverlusten und Mahngebühren so-

wie papierloses Arbeiten (elektronische Archivierung)  

 Verbesserung der Servicequalität für Unternehmen 

 

13 Kreiskommunen haben sich vor diesem Hintergrund im Frühjahr 2018 zusammengeschlos-

sen, um als gemeinsames E-Government-Projekt die Einführung der E-Rechnung und des 

elektronischen Rechnungsworkflows zu realisieren. In dem kreisweiten Projekt wurde ein ein-

heitliches Vorgehensmodell entwickelt, das anschließend in den Rathäusern in örtlichen 

Projektgruppen sukzessive umgesetzt wurde. Nach einer Ist-Analyse der projektrelevanten 

Gegebenheiten in den Kommunen (z.B. Analyse des Rechnungsaufkommens in den Fachäm-

tern, Erfassung der rechnungsbezogenen Abläufe, Aufnahme der technischen Infrastruktur 

(Hardware, Software, Archivierung, …)) folgte unter dem Dach des kreisweiten IKZ-Projekts 

die Entwicklung einer Soll-Konzeption. Diese umfasste u.a. die Standardisierung der Rech-

nungsprozesse sowie die Grundlagen für die Beschaffung der erforderlichen Hardware (v.a. 

Scanner) und Software in den Rathäusern. Da die meisten projektbeteiligten Kommunen die 

Rechnungssoftware newsystem kommunal (nsk) nutzen, wurde dieser Projektschritt mit Un-

terstützung des zugehörigen kommunalen Dienstleisters bearbeitet.  

 

Die IKZ-Standards im Kreis Groß-Gerau führten zu einer Reduzierung der Umsetzungskos-

ten in den Kommunen im Vergleich zu einer Projektumsetzung im Alleingang. Weitere Vor-

teile der Zusammenarbeit ergaben sich durch die Möglichkeit gemeinsamer Schulungen der 

Beschäftigten. Auch die gemeinsame Abstimmung hinsichtlich der Anforderungen der 

Revisionsämter (des Kreises und der Stadt Rüsselsheim) an die Organisation des Rech-

nungsworkflows sowie der regelmäßige Erfahrungs- und Know-how-Austausch über orga-

nisatorische und technische Details des Einführungsprozesses haben sich für alle Projektver-

antwortlichen als sehr hilfreich erwiesen.  

 



9 

 
Zum Ende des Berichtszeitraums ist die Einführung des elektronischen Rechnungsworkflows 

und der E-Rechnung in nahezu allen projektbeteiligten Kommunen erfolgreich abgeschlossen. 

Das IKZ-Projekt wurde im Oktober 2020 beendet.  

 
c)  Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes 

 

 Am 1.7.2017 ist das Gesetz zum Schutz von in der Prostitution 

tätigen Personen (Prostituiertenschutzgesetz - ProstSchG) in 

Kraft getreten. Es enthält vielfältige neue Regelungen für das 

Prostitutionsgewerbe wie z.B. die Einführung einer Erlaubnis-

pflicht für alle Prostitutionsgewerbetreibende sowie die Einfüh-

rung einer Anmeldebescheinigung für Prostituierte. Ziel des Ge-

setzgebers war es, Prostituierte besser zu schützen und Krimina-

lität zu bekämpfen. Der Vollzug wesentlicher Teile des Gesetzes 

wurde in Hessen im Februar 2018 den Städten und Gemeinden ab 7.500 Einwohnern übertra-

gen. Dort sind die Aufgaben von den Bürgermeistern als örtliche Ordnungsbehörde wahrzu-

nehmen. Die gesundheitliche Beratung verblieb indessen in der Zuständigkeit der Landkreise. 

Für Gemeinden mit weniger als 7.500 Einwohnern - im Kreis Groß-Gerau sind dies die Ge-

meinden Biebesheim am Rhein und Stockstadt am Rhein - haben demgegenüber die Landräte 

als Kreisordnungsbehörden weiterhin die Verantwortung für die Umsetzung aller Regelungen 

des Prostituiertenschutzgesetzes.  

 

Von den Städten und Gemeinden ab 7.500 Einwohnern fordert die landesseitig getroffene 

Zuständigkeitsregelung erhebliche organisatorische, finanzielle und fachliche Anstren-

gungen. Zum einen haben die Rathäuser seitdem diverse zusätzliche gewerberechtliche 

Verwaltungsaufgaben und Prüfpflichten zu erfüllen (Erteilung und Versagung von Betriebser-

laubnissen, diverse Kontroll- und Hinweispflichten), zum anderen zahlreiche Aufgaben zum 

Schutz der Prostituierten. Die vorgeschriebenen Anmeldeverfahren der Gewerbetreibenden 

und die damit verbundenen gesetzlich geforderten Beratungs- und Informationsgespräche 

erfordern in den Rathäusern zusätzliche Ressourcen und Qualifikation. Hinzu kommen Kosten 

für neu benötigte Sachmittel wie z.B. Ausweispapiere und spezielle Drucker für die neuen Do-

kumente.   

 

In einem interkommunalen Prüfprojekt haben daher 10 Städte und Gemeinden und der 

Kreis Groß-Gerau im Jahr 2019 untersucht, ob eine gemeinsame Aufgabenwahrnehmung 

vorteilhaft sein könnte. Die Ziele des Projekts waren im Einzelnen: 

 die Vermeidung des Aufbaus unwirtschaftlicher und wenig leistungsfähiger Splitter-Res-

sourcen in allen Kreiskommunen (zusätzlicher Aufbau und notwendige dauerhafte Vorhal-

tung dezentralen Spezialwissens mit Vertretungsproblematik bei Personalausfall)  

 eine verlässlich handlungsfähige Größe der aufgabenausführenden Organisationseinheit  

 die Bündelung von Fachwissen  

 die Schaffung einer einheitlichen niedrigschwelligen Anlaufstelle für Prostituierte u.a. im 

Hinblick auf die Wahrung der Vertraulichkeit und die erhöhten Datenschutzanforderungen 

 eine einheitliche Aufgabenwahrnehmung / Entscheidungspraxis in den Erlaubnisverfahren 

 die Sicherung sozialräumlicher Informationen für alle beteiligten Kommunen (z.B. Be-

triebsstätten, Sperrgebietsverordnungen) 

 

Nach einer Bestandsaufnahme der örtlichen Gegebenheiten wurden die Bedarfe der Städte 

und Gemeinden an einer Aufgabenübertragung geklärt und die daraus resultierenden Perso-
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nal- und Sachmittelbedarfe ermittelt. Darüber hinaus hat die Projektgruppe einen Vorschlag für 

die optimale Rechts- und Organisationsform der künftigen Aufgabenwahrnehmung erarbeitet. 

Im Ergebnis hat die Projektgruppe folgende Vorteile einer Kooperation festgestellt:  

 die Gewährleistung einer gesetzesgemäßen Leistungserbringung für die Zielgruppe 

des Gesetzes: In den zwingend durchzuführenden betrieblichen Erlaubnisverfahren haben 

die Kommunen nach der Forderung des Gesetzes eine nicht stigmatisierende Anmeldesi-

tuation mit größtmöglicher Diskretion zu schaffen. Dies bedeutet, dass die Prostituierten 

anonym und unauffällig ihre Anmeldung vornehmen können müssen, damit ihr Anspruch 

auf Wahrung der Persönlichkeitsrechte und Datenschutz gewahrt wird. Diese Situation in 

den Kommunen zu schaffen, ist aufgrund der räumlichen Gegebenheiten i.d.R. nicht ein-

fach möglich. 

 die Sicherstellung regelmäßiger Kontrollen: Die Betriebe des Prostitutionsgewerbes 

müssen von den Kommunen regelmäßig überwacht werden. Hierfür fehlt in den Städten 

und Gemeinden jedoch das erforderliche Personal.  

 die wirtschaftliche Nutzung der technischen Ausstattung in den Anmeldestellen: Die 

Ausweispapiere, die nur im 100er Pack bei der Bundesdruckerei erhältlich sind, können 

nur mit einem speziellen Tintenstrahldrucker bedruckt werden. Alle Kommunen müssten 

solch einen Drucker und einen Pack Ausweispapiere erwerben, selbst wenn sie nur sehr 

wenige Fälle im Jahr bearbeiten. 

 

Auf der Grundlage dieser Ergebnisse sind alle am Projekt beteiligten Städte und Gemeinden 

und der Kreis Groß-Gerau im September 2020 in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 

übereingekommen, ab 1. Oktober 2020 die Aufgaben der Städte und Gemeinden aus dem 

ProstSchG in die Zuständigkeit des Landrats zu übertragen. An der Kooperation beteiligt sind 

die Städte und Gemeinden Büttelborn, Gernsheim, Ginsheim-Gustavsburg, Groß-Gerau, Kel-

sterbach, Nauheim, Raunheim, Riedstadt, Rüsselsheim und Trebur sowie der Kreis Groß-

Gerau. Der Start des Aufgabenübergangs war ursprünglich für April 2020 in Aussicht genom-

men, konnte aufgrund der Corona-Pandemie und der mit ihr verbundenen zahlreichen Ein-

schränkungen jedoch erst im Oktober 2020 realisiert werden. Auch die Personalgewinnung für 

die zur Aufgabenerfüllung notwendigen zwei zusätzlichen halben Planstellen in der Kreisver-

waltung hat sich pandemiebedingt verzögert.  
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Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wurde für einen Zeitraum von zunächst fünf Jahren ge-

schlossen und verlängert sich, wenn sie nicht gekündigt wird. Die Kosten für Personal- und 

Sachmittel, die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind, werden von Kommunen und Kreis 

u.a. aus Gebühreneinnahmen, Verwarnungs- und Bußgeldern gemeinsam gedeckt. Die Kos-

tenverteilung erfolgt in der Weise, dass 20 % der Kosten einheitlich auf alle beteiligten Kom-

munen umgelegt werden, die übrigen 80 % werden als variable, fallbezogene Kosten abge-

rechnet. Nach den einschlägigen 

Verwaltungskostenordnungen für das 

Prostitutionsgewerbe sind die Amts-

handlungen für die Erlaubnisprüfung 

eines Prostitutionsgewerbes sowie 

die Überwachung und Kontrolle nach 

Zeitaufwand und somit kostende-

ckend zu berechnen. Die erstmalige 

Erlaubniserteilung eines Betriebes 

lässt z.B. eine Gebühr bis 15.000 

EUR, die Verlängerung einer befris-

teten Erlaubnis eine Gebühr bis zu 

7.500 EUR zu. Darüber hinaus sind 

Verstöße gegen das ProstSchG 

bußgeldbewehrt (§ 33 ProstSchG). 

Dies gilt z.B. für alle Verstöße gegen 

die Anmeldepflichten nach dem 

ProstSchG. 

 

Über die erfolgreiche Bildung der 

Kooperation zur Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes hat der 

Hessische Städte- und Gemeinde-

bund in seiner Hessischen Städte- 

und Gemeindezeitung vom Novem-

ber 2020 berichtet.  

 
d)  Gründung eines Landschaftspflegeverbands 

 

 § 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) beschreibt die Ziele 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege und regelt, dass 

der angestrebte Schutz von Natur und Landschaft „auch die Pfle-

ge, die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstel-

lung von Natur und Landschaft“ umfasst. Für die Städte und Ge-

meinden bedeutet die Umsetzung der Landschaftspflege u.a. die  

Pflege von Ausgleichsflächen, öffentlichen Grünflächen und   

 naturschutzfachlich hochwertigen Flächen wie z.B. Streuobst-

wiesen, Gräben oder Feuchtwiesen. Die Landschaftspflege ist damit essentieller Bestandteil 

der Bemühungen, die biologische Vielfalt zu erhalten und zu fördern.  

 

Die Pflege der Flächen ist jedoch aufgrund personeller Einsparungen, mangelnder maschinel-

ler Ausstattung der Bauhöfe und gestiegener naturschutzfachlicher Anforderungen (z.B. Ar-
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tenschutz) meist vor Ort nur unzureichend möglich. 12 Städte und Gemeinden und der Kreis 

Groß-Gerau haben sich daher im November 2018 im IKZ-Projekt „Prüfung einer IKZ zur Grün-

dung eines Landschaftspflegeverbands“ zusammengeschlossen, um zu untersuchen, ob die 

Gründung eines Landschaftspflegeverbands für die Sicherstellung der Aufgabenerfüllung 

im Kreis vorteilhaft sein würde; eine weitere Kommune ist dem Projekt später noch beigetre-

ten. Ein Landschaftspflegeverband ist ein gleichberechtigter Zusammenschluss von Natur-

schutzverbänden, Landwirten und Kommunen, der das Ziel verfolgt, wertvolle und naturnahe 

Lebensräume zu erhalten.  

 

Bereits im Vorfeld des Projekts hatte die Universität Kassel ein Landschaftspflegekonzept 

für den Kreis Groß-Gerau erstellt. Für das Konzept waren Akteure der Landschaftspflege 

zum Unterstützungs- und Kooperationsbedarf befragt worden. Aus den genannten Bedarfen 

waren im Konzept Ziel- und Maßnahmenvorschläge erarbeitet worden. Zur Umsetzung dieser 

Vorschläge und somit zur Verbesserung der Landschaftspflege im Kreis war die Gründung 

eines Landschaftspflegeverbands empfohlen worden.  

 

Der IKZ-Projektauftrag vom November 2018 benennt u.a. folgende Ziele:  

 Verbesserung der Pflege von Ausgleichsflächen als öffentliches Gut, von öffentlichen 

Grünflächen und kommunalen Flächen mit hohem naturschutzfachlichen Wert  

 Förderung von Projekten im Rahmen der hessischen Biodiversitätsstrategie, Umsetzung 

politischer Beschlüsse zur Biodiversität 

 Erhalt und Förderung der biologischen Vielfalt, damit Berücksichtigung der hohen natur-

schutzfachlichen Bedeutung des Kreises Groß-Gerau als Hotspot der biologischen Vielfalt 

 Bündelung von Fachwissen 

 einheitliche Aufgabenwahrnehmung im Kreisgebiet  

 Fortbildung der Mitarbeiter/innen in kommunalen Bauhöfen 

 

Nach einer Analyse aller relevanten Daten (z.B. Sach- und Personalmittel der Kommunen für 

die Aufgabenwahrnehmung, vorhandene Gerätschaften, Daten zu Baum- oder Flächenkatas-

tern, Anzahl der Kompensationsflächen und deren Entwicklungsziele u.a.m.) hat die Projekt-

gruppe die Erfahrungen anderer Landschaftspflegeverbände ausgewertet, eine Recherche zu 

Förderprogrammen durchgeführt und die personelle und maschinelle Ausstattung bereits im 

Kreis tätiger Akteure (z.B. Wasserverbände, Boden- und Beregnungsverbände, Ausbildungs-

verbund Metall GmbH) und der daraus folgenden Möglichkeiten einer Kooperation analysiert. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse wurde sodann die Vorteilhaftigkeit einer künftigen inter-

kommunalen Kooperation in Form eines Landschaftspflegeverbands bewertet. U.a. folgende 

Synergieeffekte einer gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung hat die Projektgruppe dabei 

festgestellt: 

 Kosteneinsparung z.B. durch … 

 Bündelung spezialisierten Personals und Fachwissens 

 Einsparungen bei räumlicher Zentralisierung der Aufgabenwahrnehmung 

 gemeinsame Ausschreibungen von Pflegemaßnahmen 

 gemeinsame Maschinennutzung 

 Akquise von Fördergeldern für Artenschutz und Biodiversitätsmaßnahmen  

 sinnvolle Verwertung anfallenden Schnittmaterials durch Erschließung neuer Verwer-

tungswege (z.B. Biogasanlage, Pelletherstellung)   

 Personalwirtschaftliche Vorteile durch gezielte Schulung der Mitarbeiter/innen der Bau- 

und Betriebshöfe, qualifikationsgemäßen Einsatz von spezialisiertem Personal u.a.m. 
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 Verbesserung der Leistung bzw. Verringerung ökologisch defizitärer Pflegezustände 

durch Optimierung der Datenlage (Flächen- und Baumkataster) in den Kommunen, durch 

spezialisierte Mitarbeiter/innen sowie durch Kooperation mit im Kreisgebiet tätigen etablier-

ten Akteuren  

 Sicherstellung der ordnungsgemäßen Aufgabenwahrnehmung in den Kommunen 

 Bündelung und Austausch von Fachwissen 

 Entlastung der Kommunen und der Unteren Naturschutzbehörde durch die Tätigkei-

ten des Verbands 

 Förderung der Umweltbildung 

 

Auf Basis aller Ergebnisse hat die Projektgruppe im Oktober 2019 die Gründung eines 

Landschaftspflegeverbands im Kreis Groß-Gerau empfohlen und wesentliche Grundlagen 

der Verbandsgründung (Organisationsmodell, Satzungsentwurf, Ermittlung des Personal- und 

Sachmittelbedarfs, Finanzierungsschlüssel u.a.) im Entwurf erarbeitet. Nach Abstimmung die-

ser Grundlagen mit der IKZ-Lenkungsgruppe und allen Kommunen konnten die erforderlichen 

Gremienbeschlüsse bis August 2020 herbeigeführt werden – aufgrund der Corona-Pandemie 

hat sich die Umsetzung auch dieses IKZ-Projekts damit um einige Monate verzögert. Sieben 

Städte und Gemeinden sowie der Kreis Groß-Gerau haben sich für die Gründung des Land-

schaftspflegeverbands ausgesprochen. Am 12. November 2020 hat die Gründungsversamm-

lung des Verbands mit Beteiligung der acht Kreiskommunen sowie Vertretern von Naturschutz 

und Landwirtschaft erfolgreich stattgefunden.   
  

 

Rüsselsheimer Echo vom 18.11.2020 
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e)   Überwachung von Geldspielgeräten, Kontrolle des Gaststättenrechts, 
Abrechnung der Spielapparatesteuer  

 

 Die Gewerbeordnung, die Spielverordnung und das Hessische 

Gaststättengesetz regeln die Voraussetzungen für die rechtmä-

ßige Aufstellung und den rechtmäßigen Betrieb von Geldspielge-

räten. Zunehmend werden jedoch in Gaststätten illegale Automa-

ten aufgestellt. Die Geräte bieten für Spieler ein hohes Verlust-

potenzial. Darüber hinaus wird häufig die höchstzulässige Zahl  

 der Spielgeräte pro Gaststätte überschritten. Die Missstände 

haben für die betroffenen Kommunen u.a. erhebliche Einnahmeausfälle bei der Spielappa-

ratesteuer zur Folge. Auch Abgabehinterziehung und Geldwäsche werden hierdurch geför-

dert. Zudem steigt das Risiko der Entstehung oder Verstärkung einer Spielsucht. Im Septem-

ber 2019 haben daher 13 Städte und Gemeinden und der Kreis Groß-Gerau das Projekt „Prü-

fung einer IKZ zur Überwachung von Geldspielgeräten, Kontrolle der Einhaltung des Gast-

stättenrechts und Abrechnung der Spielapparatesteuer“ gestartet, um dieser Entwicklung ent-

gegenzuwirken.  

 

Ziel des Projekts ist die leistungsfähige und wirtschaftliche Organisation der Aufgabener-

füllung, d.h.  

 die Bündelung von Fachwissen und Spezialisierung 

 eine einheitliche Aufgabenwahrnehmung 

 die Erhöhung der Wirksamkeit des Verwaltungshandelns bei der Missbrauchsbekämpfung 

 die Vermeidung des Aufbaus unwirtschaftlicher und wenig leistungsfähiger Splitter-Res-

sourcen zur Aufgabenwahrnehmung in allen Kreiskommunen (Erfordernis dauerhafter 

Vorhaltung dezentralen Spezialwissens, Vertretungsproblematik u.a.)  

 

Nach einer vergleichenden Gegenüberstellung der Aufgabenorganisation in den beteiligten 

Kommunen im Rahmen der IST-Analyse hat die Projektgruppe die Frage der Vorteilhaftigkeit 

einer künftig gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung prüfen. Folgende mögliche Optimie-

rungspotenziale wurden dabei u.a. betrachtet: 

 Leistungsverbesserung durch spezialisierte Mitarbeiter/innen, d.h. Sicherstellung der Auf-

gabenerfüllung für die Kommunen, wirksame Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung  

 Reduzierung der Häufigkeit von Fehlverhalten durch Bußgeld-Erhebung  

 Reduzierung von Einnahmeverlusten aus der Spielapparatesteuer und Verwaltungsgebüh-

ren 

 Kosteneinsparung z.B. durch Bündelung spezialisierten Personals und Fachwissens (Ver-

meidung des Aufbaus und der Vorhaltung dezentraler Ressourcen in allen Kommunen) 

 personalwirtschaftliche Vorteile (z.B. Personalentwicklungsmöglichkeiten durch Speziali-

sierung, Vertretungsmöglichkeiten) 

 Sicherung des kreisweiten Informationsaustauschs zum Thema  

 

Bedingt durch die Corona-Pandemie und die damit verbundene intensive zusätzliche Inan-

spruchnahme zahlreicher Mitglieder der Projektgruppe in ihren Ämtern vor Ort konnte die Pro-

jektbearbeitung im Jahr 2020 nur mit Verzögerungen und Unterbrechungen stattfinden. Im 

September 2020 wurde der Projektzwischenbericht vorgelegt. Über das Ergebnis des Projekts 

wird im IKZ-Jahresbericht 2021 berichtet.  
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e)  Einführung der e-Akte / eines Dokumentenmanagementsystems 

 Das Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet Bund, Länder 

und Kommunen, bis zum 31. Dezember 2022 alle Verwaltungs-

leistungen flächendeckend über Online-Verwaltungsportale an-

zubieten. Vorteile für Bürger und Verwaltung ergeben sich aus 

dieser Entwicklung jedoch nur dann, wenn die online beantrag-

ten Dienstleistungen auch innerhalb der Verwaltungen digital 

weiterverarbeitet werden. Die rechtlichen Vorgaben zum Emp-

fang/Versand von elektronischen Rechnungen ab April 2020 be-

inhalten zudem die Verpflichtung zur unveränderbaren Langzeitspeicherung dieser elektroni-

schen Dokumente. Die Einführung der e-Akte bzw. eines Dokumentenmanagementsystems 

(DMS) ist hierfür eine zentrale Voraussetzung.  

Die elektronische Akte / ein Dokumentenmanagementsystem bietet folgende Vorteile: 

 Dokumente stehen personen-, orts- und organisationsunabhängig zur Verfügung 

 Mitarbeiter/innen können im Rahmen des Berechtigungskonzepts jederzeit und gleichzeitig 

auf Dokumente und Akten zugreifen, Such- und Liegezeiten entfallen 

 Verwaltungsabläufe können optimiert und medienbruchfrei gestaltet werden, Workflows 

können eingerichtet und gemeinsam bearbeitet werden, Verwaltung wird hierdurch effizi-

enter und leistungsfähiger  

 mobile Arbeitsmöglichkeiten werden unterstützt (z.B. Homeoffice)  

 die Umsetzung der Datenschutzgrundverordnung wird für die Kommunen erleichtert (vgl. 

z.B. Anforderungen der beschränkten Informationsnutzung, der Dokumentation sowie der 

Einhaltung von Löschfristen / Löschung auf Anforderung) 
 

Um die Anforderungen der Einführung der e-Akte / eines Dokumentenmanagementsystems 

bestmöglich zu bewältigen, haben sich 13 Städte und Gemeinden im Februar 2020 im IKZ-

Projekt „Einführung der e-Akte / eines Dokumentenmanagementsystems“ zusammenge-

schlossen. Folgende strategische Ziele verfolgt das Projekt:  

 Erhöhung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit der Verwaltung durch effektiveres 

und effizienteres Arbeiten  

 Bereitstellung zeitgemäßer Arbeitsplätze (technische Arbeitsplatzausstattung) und Ermög-

lichung flexiblerer Arbeitsformen (z.B. Homeoffice) für die Beschäftigten 

 Optimierung des Wissensmanagements durch elektronische Datenverarbeitung und –ar-

chivierung 

 Kompensierung der Folgen des demografischen Wandels (Anforderungen von Bürgern 

und Unternehmen an Verwaltung steigen, weniger Verwaltungspersonal und Expertenwis-

sen für bestimmte Aufgabenbereiche stehen zur Verfügung)  

 Umsetzung der Vorgaben des Gesetzgebers 

 

Die projektbeteiligten Kommunen sollen durch das IKZ-Projekt in den Stand versetzt werden, 

ihre örtlichen Handlungsbedarfe und –chancen in Bezug auf die Einführung der e-Akte / eines 

Dokumentenmanagementsystems zu identifizieren und die sich daraus ergebenden vor Ort 

erforderlichen Handlungsschritte abzuleiten. Hierfür sollen sie im Projekt die Erfolgsfaktoren 

und notwendigen Arbeitsschritte für die erfolgreiche Einführung der e-Akte / eines Dokumen-

tenmanagementsystems kennenlernen und konkrete Informationen und Arbeitshilfen zur Ver-

fügung erhalten, um vor Ort – allein oder mit anderen Kommunen in gemeinsamen Projekten – 

wirksame Schritte zur Einführung der e-Akte / eines DMS initiieren und vollziehen zu können.  
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Aufgrund der Corona-Pandemie musste der für März 2020 geplante Projektstart auf August 

2020 verschoben werden. Über die ersten Ergebnisse des Projekts wird im IKZ-Jahresbericht 

2021 berichtet.  

 
f)  Modulare Kita-Bauweise 

 

Im Kreis Groß-Gerau besteht ein hoher Ausbaubedarf an Kin-

dertagesbetreuungsplätzen. Im Sommer 2020 fehlten im Kreis-

gebiet ca. 1.000 Plätze für die Kindertagesbetreuung im Alter von 

1 – 6 Jahren. Der Kreis ist zudem eine Zuwanderungsregion. Da-

durch ist ein überdurchschnittlicher Zuzug an Kindern zu ver-

zeichnen. Dem hohen Ausbaubedarf stehen sowohl ein begrenz-

ter Ausbauraum als auch deutlich unzureichende Fördermittel von 

Land und Bund gegenüber. Individuelle Lösungen im Kita-Bau in den Städten und Gemeinden 

vor Ort verlangen gleichzeitig einen hohen Einsatz an Zeit und Ressourcen (personell, materi-

ell und finanziell) und bieten kaum Optimierungsmöglichkeiten, da jeder Bau einmalig ist und 

somit ein wechselseitiges Profitieren von den Erfahrungen der „Insellösungen“ kaum möglich 

ist. Es ist daher geboten, effektive, kostensparende und an den vorhandenen Ausbauraum 

angepasste Lösungen zu entwickeln.  

 

Neun Städte und Gemeinden und der Kreis Groß-Gerau haben sich daher im September 2020 

im IKZ-Projekt „Modulare Kita-Bauweise“ zusammengeschlossen, um sich der o.g. Aufga-

be gemeinsam anzunehmen. Im Rahmen des IKZ-Projekts wird geprüft,  

 ob eine Modulbauweise zu einer ressourcenschonenden (personell, materiell, finanziell) 

Lösung des massiven Ausbaubedarfs in der Kindertagesbetreuung der Kreiskommunen 

beitragen kann und  

 wie sich eine Modulbauweise für Kindertagesbetreuungseinrichtungen einschließlich der 

Funktionsräume (z.B. Küchen, Bewegungsräume) nach den jeweils geltenden Bestim-

mungen des Gesundheitsamts, des Brandschutzes etc. gestalten kann, die für die indivi-

duellen Bedarfe der Kreiskommunen geeignet ist (Baukastensystem). 

 

Folgende Ziele werden mit dem Projekt verfolgt: 

 Beschleunigung des Ausbaus der Kindertagesbetreuung im Kreis Groß-Gerau  

 wirtschaftliches Verwaltungshandeln bei Erfüllung des Rechtsanspruchs der Eltern auf 

einen Kindertagesbetreuungsplatz ab dem vollendeten 1. Lebensjahr  

 effizientes Verwaltungshandeln durch Reduktion des mit dem Ausbau an Kindertagesbe-

treuungsplätzen verbundenen personellen und finanziellen Aufwands der Kreiskommunen: 

 Verbesserung der Reaktionsfähigkeit im Kreis durch Flexibilität der Modulbauweise 

(grundsätzlich auch für andere Zwecke einsetzbar) 

 Bündelung von Fachwissen, Lernen aus Erfolgen und Fehlern des Pilotmodells, dadurch 

Qualitätsverbesserung, stete Verbesserung des Standards (Optimierung, Perfektionierung, 

Lernen durch Erfahrung) 

 

Im Projekt sollen auch mögliche Synergieeffekte der Ergebnisse für andere Aufgabenfel-

der betrachtet werden. Mit einem innovativen Konzept könnten Räumlichkeiten ggfs. so ge-

staltet werden, dass sie grundsätzlich auch für andere Zwecke eingesetzt werden können 

(z.B. für Senioren, Flüchtlinge, Vereine). Dies sichert ihre bedarfsgerechte, multifunktionale 

und damit dauerhafte Einsetzbarkeit und ist vor allem dort sinnvoll, wo zu einem Zeitpunkt 
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Kinderbetreuung sichergestellt werden muss (bspw. Neubaugebiete mit Eigenheimen), per-

spektivisch im Laufe der Zeit jedoch ggf. ein anderer Schwerpunktbedarf entsteht. Dies spart 

langfristig teure und aufwändige Umbaumaßnahmen.  

 

Der für November 2020 geplante Projektstart musste aufgrund der Corona-Pandemie auf Ja-

nuar 2021 verschoben werden. Über erste Zwischenergebnisse des Projekts wird daher im 

IKZ-Jahresbericht 2021 berichtet. 

 
g)  Prüfung elektrischer Anlagen 

 

Im Jahr 2016 hat erstmalig eine interkommunale europaweite 

Ausschreibung der Prüfung elektrischer Anlagen stattgefunden. 

12 Kommunen und 4 Kommunalunternehmen hatten sich seiner-

zeit an dem Projekt beteiligt. Aufgrund des Endes der Vertrags-

laufzeit für die ortsbeweglichen Anlagen stand nun im Jahr 2020 

die Durchführung eines Folge-Ausschreibungsverfahrens an. 

13 Kreiskommunen und 7 Kommunalunternehmen haben nach 

Abstimmung des Leistungsverzeichnisses an dem interkommunalen Vergabeverfahren im 

Jahr 2020 teilgenommen. Diese haben 113.000 zu prüfende bewegliche Anlagen eingebracht. 

Die erfolgreiche Durchführung des umfangreichen Verfahrens lag in Abstimmung mit der IKZ-

Lenkungsgruppe wie bereits 2016 in den Händen des Zweckverbands Riedwerke. 

In der europaweiten Ausschreibung sind 11 Angebote eingegangen, die sich um bis zu 20 

Lose beworben haben. Im Ergebnis konnten erneut sehr gute Preise erzielt werden, die für 

viele Kommunen weniger als ein Drittel der Kosten darstellen, die sie bei alleinigem Einkauf 

der Dienstleistung zu tragen gehabt hätten. Die Vertragslaufzeit beginnt am 1. Januar 2021 

und endet am 31. Dezember 2022.  

 
h)  Strom- und Gaseinkauf 
 

Im Jahr 2015 hat erstmalig eine interkommunale Ausschreibung 

des Strom- und Gaseinkaufs stattgefunden. 12 Kreiskommunen 

und 11 kommunale Unternehmen hatten sich seinerzeit an dem 

Projekt beteiligt. Die europaweite Ausschreibung für die Jahre 

2016 und 2017 hatte eine Gesamteinsparung aller Beteiligten 

in Höhe von 4,482 Mio. EUR zur Folge. Rechtzeitig vor dem 

Ende der Vertragslaufzeit wurde 2017 mit wiederum 12 Kreis-

kommunen und 11 kommunalen Unternehmen eine Folge-Ausschreibung mit einer Vertrags-

laufzeit bis 31.12.2020 durchgeführt.  

 

Mit Blick auf das Ende der Vertragslaufzeit stand 2020 nun das dritte interkommunale 

Vergabeverfahren für den Strom- und Gaseinkauf an. Beim Stromeinkauf wurde Ökostrom 

gefordert. 12 Kreiskommunen und 12 Kommunalunternehmen haben sich an dem Verfahren 

beteiligt. Die erfolgreiche Durchführung des umfangreichen Verfahrens lag in Abstimmung mit 

der IKZ-Lenkungsgruppe erneut in den Händen des Zweckverbands Riedwerke. 

Auch in diesem gemeinsamen Vergabeverfahren konnten wieder sehr gute Ergebnisse er-

zielt werden, die für die Kommunen und Kommunalunternehmen deutlich geringere Kosten 
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verursachen, als sie bei alleinigem Einkauf zu tragen gehabt hätten. Im Wettbewerb konnten 

sich regionale Energieversorger durchsetzen, die im Kreis Groß-Gerau und in Nachbarkreisen 

ansässig sind. Die Vertragslaufzeit beginnt am 1. Januar 2021 und endet am 31. Dezember 

2023. 

 

1.2 Beispiel für standardisierten Projektablauf  
 

Alle in Abschnitt 1.1 aufgeführten Projekte werden von Projektgruppen bearbeitet, die sich aus 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der beteiligten Kommunen sowie der Leiterin der IKZ-Len-

kungsgruppe zusammensetzen. Die Projektarbeit wird von allen Akteurinnen und Akteuren zu-

sätzlich zu ihrer laufenden Tagesarbeit wahrgenommen. Soweit projektbeteiligte Kommunen 

kein Personal in eine Projektgruppe entsenden können oder möchten, werden deren Dienststel-

lenleitungen durch die IKZ-Lenkungsgruppe (siehe Abschnitt 2.1) regelmäßig über den Projekt-

verlauf informiert und in Entscheidungen über Projekt-Meilensteine einbezogen. Letzteres sind 

z.B. Entscheidungen über den Zeitrahmen des Projekts oder zum weiteren Vorgehen nach der 

Vorlage von Zwischen- und Abschlussberichten durch die Projektgruppe. 

 

Grundlage der Projektarbeit ist jeweils ein schriftlicher Projektauftrag. Die Entwicklung der 

Projektaufträge erfolgt stets vor dem Start eines Projekts unter Federführung der Leiterin der 

IKZ-Lenkungsgruppe in Zusammenarbeit mit hieran interessierten Mitarbeiter/innen der Kom-

munen, die in ihren Dienststellen in den jeweiligen Aufgabenfeldern eingesetzt sind. Nach Erar-

beitung des Entwurfs wird der Projektauftrag allen Dienststellenleitungen zur Abstimmung 

vorgelegt. So können die örtlich bestehenden Bedürfnisse und Erwartungen an das Projekt 

umfassend eingebracht werden und bestmöglich Berücksichtigung finden. Nach inhaltlicher 

Abstimmung mit allen am Projekt teilnahmeinteressierten Kommunen wird der Projektauftrag 

von den betreffenden Dienststellenleitungen unterzeichnet und das Projekt kann beginnen.  

 

Nach dem Start eines Projekts erarbeitet die Projektgruppe zunächst den Entwurf des Projekt-

ablaufplans. Dieser wird über die IKZ-Lenkungsgruppe mit den Auftraggebern (Dienststellenlei-

tungen, die den Projektauftrag unterzeichnet haben) abgestimmt und stellt danach die verbindli-

che Grundlage für die weitere Projektsteuerung dar.  

 

Die Regeldauer eines IKZ-Prüfprojekts beträgt rund ein Jahr. Ziel eines Prüfprojekts ist die 

Klärung der grundsätzlichen Vorteilhaftigkeit interkommunaler Zusammenarbeit für eine be-

stimmte Aufgabe und – falls diese festgestellt wird - die Entwicklung von Handlungsvorschlägen 

für ihre organisatorische Umsetzung. Alle IKZ-Prüfprojekte gliedern sich in folgende Arbeitsab-

schnitte:  
 

I. Erteilung des Projektauftrags durch die Dienststellenleitungen der beteiligten Kommunen  

1. Erstellung des Entwurfs des Projektablaufplans durch die Projektgruppe, Abstimmung 

mit den Auftraggebern 

2. Durchführung der Ist-Analyse, d.h. vergleichende Gegenüberstellung der seitherigen Or-

ganisation der Aufgabenwahrnehmung in den projektbeteiligten Kommunen; Vorausset-

zung hierfür ist jeweils eine örtliche Erhebung (Fragebogen und Interviews) … 

 der örtlichen Aufbau- und Ablauforganisation zur Erfüllung der Aufgabe  

 des örtlichen Leistungsspektrums  

 des örtlichen Ressourceneinsatzes für die Aufgabenerfüllung  
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 sonstiger steuerungsrelevanter örtlicher Kennzahlen und Rahmenbedingungen  

 der örtlichen Bedarfe und Besonderheiten in Bezug auf die Aufgabe 

3. Prüfung der Vorteilhaftigkeit einer möglichen IKZ für die Wahrnehmung der Aufgabe, die 

Projektgegenstand ist 

4. Fazit, ob IKZ empfohlen wird / nicht empfohlen wird / teilweise empfohlen wird, mit 

Begründung  

II. Zwischenbericht der Projektgruppe an die Auftraggeber (Dienststellenleitungen) 

Soweit im Zwischenbericht der Projektgruppe die IKZ-Vorteilhaftigkeit festgestellt wird und  

die Auftraggeber auf dieser Basis den Auftrag zur Fortsetzung des Projektes erteilen: 

5. Soll-Konzeption, d.h. Vorschlag für die optimale Organisations- und Rechtsform der  

interkommunalen Aufgabenwahrnehmung, Benennung der erforderlichen Arbeitsschritte 

zur Umsetzung  

6. Klärung der Möglichkeit der Fördermittelakquise für eine Kooperation  

7. regelmäßige Vorbereitung von Informationen über wesentliche Entwicklungen im Pro-

jektverlauf für die Dienststellenleitungen zur Unterrichtung der Beschäftigten und der Inte-

ressenvertretungen (Personalräte, Frauenbeauftragte, Schwerbehindertenvertretungen) 

III. Schlussbericht der Projektgruppe an die Auftraggeber (Dienststellenleitungen) 

 

Die o.g. Standards jedes kreisweiten IKZ-Projekts illustriert auch folgende Abbildung:  
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Nach Abschluss jedes Prüfprojekts entscheiden die auftraggebenden Kommunen über die 

Umsetzung der von der Projektgruppe empfohlenen Maßnahmen. Die Umsetzung erfolgt nach 

Beauftragung durch die Dienststellenleitungen in der Regel in einem nachfolgenden IKZ-

Umsetzungsprojekt in intensiver Zusammenarbeit mit den jeweils zuständigen Ansprech-

partnern der kooperationsinteressierten Kommunen vor Ort.  
 

Die Auswahlentscheidung für den Start eines neuen IKZ-Projekts erfolgt auf Vorschlag 

der IKZ-Lenkungsgruppe durch die Dienststellenleitungen der 15 Kreiskommunen. Hierzu 

können aus allen Kommunen Themenvorschläge eingebracht werden.  

 

2. IKZ-unterstützende Maßnahmen  
 

2.1 Steuerung des IKZ-Prozesses   
 

Zur Steuerung des kreisweiten IKZ-Prozesses mit seinem vielfältigen Projektgeschehen und 

sonstigen Anforderungen wurde von den Dienststellenleitungen der 15 Kreiskommunen im Jahr 

2013 die IKZ-Lenkungsgruppe eingerichtet. Diese nimmt seitdem folgende Aufgaben wahr: 
 

 Priorisierung und Initiierung der Einzelprojekte der IKZ 

als Vorschlag für und in Abstimmung mit den Dienststellenleitungen der Kreiskommunen  

 Projektsteuerung  

Vorbereitung der Projektaufträge, Abnahme von Projektberichten, Entscheidung über Pro-

jekt-Meilensteine 

 Organisation von Unterstützung für IKZ-Projekte  

methodisch, fachlich, ggf. Vermittlung bei drohendem Scheitern, soweit vor Ort Bedarf  

 Informationsmanagement bzgl. IKZ-relevanter Entwicklungen  

für Politik und Verwaltungen der Kommunen im Kreis Groß-Gerau  

 Organisation von Wissensmanagement im Gesamtprozess   

Nutzbarmachung der Erfahrungen aus Einzelprojekten – fachlich, methodisch, Fördermit-

telakquise usw. – für alle Kommunen, gemeinsames Lernen aus Erfolgen/Misserfolgen, 

Organisation von Fortbildungen zum Projektmanagement usw.  

 Sonstige Lenkungsaufgaben  

z.B. Festlegung von Standards und Strukturen 

 Ansprechpartner für den Gesamtprozess 

 Controlling/Evaluation des Gesamtprozesses  
 

Die IKZ-Lenkungsgruppe besteht aus 5 Mitgliedern, tagt in zweimonatlichem Turnus und setzt 

sich wie folgt zusammen:  
 

 3 Ober-/Bürgermeister als Vertreter  

von Süd-, Mittel- und Nordkreis  

sowie der Sonderstatusstadt:  

 Thomas Schell, Biebesheim am Rhein  

 Jan Fischer, Nauheim  

 Udo Bausch, Rüsselsheim am Main 

 Landrat des Kreises Groß-Gerau:  Thomas Will, Kreis Groß-Gerau 

 Leitung:  Marion Götz, Stadt Raunheim 
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2.2 Organisation von Fortbildungen für Projektmanagement  
 

Erfolgreiche Projektarbeit setzt neben weiteren Rahmenbedingungen auch geschulte Verwal-

tungsmitarbeiter/innen voraus, die die Grundzüge des Projektmanagements kennen und in der 

Praxis anwenden können. Diese Qualifikation gilt es in den Verwaltungen der Kreiskommunen 

aufzubauen, soweit sie noch nicht vorhanden ist. Mit diesem Ziel wurden von der IKZ-

Geschäftsstelle im Rathaus Raunheim für die Beschäftigten der 15 Kreiskommunen seit 2014 

5 Fortbildungen zu den Grundlagen des Projektmanagements angeboten. Alle Seminare 

haben zu einem besonders günstigen Preis von 80 € je Teilnehmer/in als zweitägiges In-

house-Seminar stattgefunden. 52 Mitarbeiter/innen aus 13 Kommunen des Kreises Groß-

Gerau haben an den Schulungen teilgenommen. Die dort erworbenen theoretischen und prak-

tischen Kenntnisse sind sowohl für IKZ-Projekte als auch in der sonstigen Tagesarbeit in den 

Kommunen nutzbringend einsetzbar.  

 
2.3 Arbeitsgruppe IKZ der Amtsleitungen  
 

Zur kontinuierlichen Begleitung des kreisweiten IKZ-Prozesses auf der „Arbeitsebene“ sowie  

als Plattform für einen regelmäßigen Wissensaustausch zwischen den Verwaltungen 

wurde 2013 die „Arbeitsgruppe IKZ-interessierter Amtsleitungen“ eingerichtet. Diese besteht 

aus je 1 – 2 Mitarbeiter/innen der Stadt- und Gemeindeverwaltungen sowie der Kreisverwal-

tung Groß-Gerau, die von ihren Dienststellenleitungen entsandt werden. Hierbei handelt es 

sich in der Regel um die Hauptamtsleitungen und/oder die „IKZ-Beauftragten“ der Kommunen.  

 

Die Organisation und Koordination der Arbeitsgruppe und ihre Verzahnung mit den Arbeitsin-

halten der IKZ-Lenkungsgruppe sowie dem IKZ-Geschehen insgesamt erfolgt durch die Leite-

rin der IKZ-Lenkungsgruppe. Die „Arbeitsgruppe IKZ“ trifft sich in ca. vierteljährlichem Turnus 

und nach Bedarf. Regelhafter Bestandteil der Sitzungen sind aktuelle Informationen über die 

laufenden IKZ-Projekte und sonstige IKZ-relevante Entwicklungen, der Austausch über örtlich 

bestehende Unterstützungswünsche und -bedarfe sowie die Einbringung interessierender 

Fragen und Themen der Verwaltungsorganisation und –steuerung zur gemeinsamen Bearbei-

tung.  

 
2.4 Informationsmanagement  
 

Voraussetzung für einen erfolgreichen Ausbau der interkommunalen Zusammenarbeit ist das 

zielgerichtete und verzahnte Zusammenwirken aller Ebenen und Beteiligten in Verwaltung und 

Politik. Um dieses zu unterstützen, erfolgt durch die Leiterin der IKZ-Lenkungsgruppe seit 

2013 eine kontinuierliche und einheitliche Information aller Dienststellenleitungen über 

IKZ-relevante Entwicklungen im und für das Kreisgebiet.  

 

Darüber hinaus ist eine regelmäßige Information der ehrenamtlichen Mandatsträger/innen 

in den Städten und Gemeinden sowie im Kreis über die wesentlichen Entwicklungen der IKZ 

für den Erfolg des Prozesses unabdingbar. Sie ist auch Voraussetzung, um zu gegebener Zeit 

erforderliche Entscheidungen in den politischen Gremien auf einer qualifizierten Informations-

basis treffen zu können. Zur Unterrichtung der politischen Gremien sowie von Presse und Öf-

fentlichkeit über die Entwicklungen im kreisweiten IKZ-Prozess wird daher seit 2014 jährlich 

ein schriftlicher IKZ-Zwischenbericht herausgegeben. Dieser wird regelmäßig im Novem-
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ber/Dezember zum Zeitpunkt der Haushaltsberatungen vorgelegt. Alle Jahresberichte sind auf 

der kreisweiten IKZ-Website www.ikz.imkreisgg.de im Bereich „Informationen“ als Download 

abrufbar.  

 

 

 

Darüber hinaus organisiert die IKZ-Lenkungsgruppe regelmäßige Informationsveranstaltun-

gen für ehrenamtliche Mandatsträger/innen zum Sachstand der interkommunalen Zusam-

menarbeit im Kreisgebiet. Zielgruppe dieser Veranstaltungen sind die Vorsitzenden der Vertre-

tungskörperschaften, die Fraktionsvorsitzenden und die Dienststellenleitungen der 15 Kreis-

kommunen als „Multiplikatoren“ für ihre örtlichen Gremien. Die nächste Informationsveran-

staltung ist im Sommer 2021 vorgesehen. 

 

Als jederzeit nutzbare aktuelle Informationsplattform steht seit 2017 zudem eine Website der 

interkommunalen Zusammenarbeit im Kreis Groß-Gerau zur Verfügung. Unter 

www.ikz.imkreisgg.de  können im Bereich „Informationen“ alle IKZ-Jahresberichte, Pressemit-

teilungen, Präsentationen, ausgewählte Beschlussvorlagen und weitere Materialien als Down-

load abgerufen werden. Der Bereich „Intern“ dient zum digitalen Informationsaustausch inner-

halb der zahlreichen IKZ-Projekt- und Arbeitsgruppen. Die dortigen Dokumente und Materia-

lien sind kennwortgeschützt und nur für die Mitglieder der jeweiligen Projekt- und Arbeitsgrup-

pen zugänglich. Er gibt jedoch auch Besucherinnen und Besuchern eine bildhafte Übersicht 

über die seit 2013 in Bearbeitung befindlichen kreisweiten IKZ-Projekte. Die Website hat sich 

seit ihrer Betriebsaufnahme als sehr hilfreich erwiesen, um interessierten Bürgerinnen und 

Bürgern, Mitgliedern politischer Gremien sowie IKZ-interessierten Vertreter/innen und Mitar-

beiter/innen von Behörden und Institutionen jederzeit alle wesentlichen Informationen über das 

kreisweite IKZ-Geschehen gebündelt und „auf Knopfdruck“ verfügbar zu machen.  

 

Die aktuelle Information von Presse und Öffentlichkeit über neue IKZ-Entwicklungen erfolgt 

darüber hinaus durch Pressemitteilungen und projektbezogene Informationen auf Anfrage 

örtlicher und überörtlicher Presseredaktionen, interessierter Organisationen und Institutionen.  

 

http://www.ikz.imkreisgg.de/
http://www.ikz.imkreisgg.de/
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Exemplarisch für die Presseberichterstattung im Berichtszeitraum sind nachfolgend einzelne 

Ausschnitte aus der Tagespresse abgebildet (Download einiger Beispiele auch unter 

www.ikz.imkreisgg.de / Informationen / Downloads - Presse): 

 

 

  

 

 
 

FAZ vom 7.1.2020, S. 40 

Groß-Gerauer Echo vom 26.9.2020, S. 17 Rüsselsheimer Echo vom 31.1.2020, S. 15 

http://www.ikz.imkreisgg.de/
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Über die obigen Medien hinaus war der kreisweite IKZ-Prozess, seine Steuerung und Ar-

beitsmethodik sowie die daraus resultierenden vielfältigen Ergebnisse im Kreis Groß-Gerau im 

Herbst 2020 Gegenstand eines verwaltungswissenschaftlichen Forschungsprojekts der Her-

tie School, Berlin. Im Rahmen des EU-Projekts TROPICO wurde die Zusammenarbeit in 

und zwischen öffentlichen Verwaltungen in einem europäischen Vergleich analysiert. Das 

TROPICO-Konsortium setzt sich aus 12 führenden Universitäten aus 10 europäischen Län-

dern zusammen. Das IKZ-Modell im Kreis Groß-Gerau wurde im Rahmen eines der Arbeits-

pakete als einziges Beispiel Deutschlands ausgewählt.  

 
Darüber hinaus war im Berichtszeitraum von November 2019 - Oktober 2020 weiterhin ein 

hohes Interesse an den IKZ-Aktivitäten im Kreis Groß-Gerau von Kommunen, Behörden, 

öffentlichen und privaten Institutionen, der Presse sowie Bürgerinnen und Bürgern zu ver-

zeichnen. Dies kommt beispielhaft auch in folgender Übersicht zum Ausdruck: 

  

 

 
 

Frankfurter Neue Presse vom 24.1.2020 
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2.5 Weitere IKZ-fördernde Aktivitäten 
 

Über die oben dargestellten Maßnahmen hinaus haben von Seiten der IKZ-Geschäftsstelle  

(= Leiterin der IKZ-Lenkungsgruppe) im Berichtszeitraum folgende weitere Aktivitäten zur För-

derung der interkommunalen Zusammenarbeit stattgefunden:  

 Unterstützung kreisangehöriger und sonstiger Kommunen bei Fragen in Zusammenhang 

mit örtlichen IKZ-Projekten oder sonstigen Projekten durch Zur-Verfügung-Stellung 

von Information und Kommunikation 

 Unterstützung kreisangehöriger Kommunen bei der Beantwortung von Fragen der 

überörtlichen Rechnungsprüfung zum Thema „Interkommunale Zusammenarbeit“ in 

Bezug auf die jeweilige Kommune  

 Unterstützung kreisangehöriger und sonstiger Kommunen bei der Beantragung von För-

dermitteln für IKZ-Maßnahmen  

 Unterstützung kreisangehöriger und sonstiger Kommunen in Verfahrensfragen bei Anzei-

gen interkommunaler Kooperationen an die Aufsichtsbehörde gemäß § 127 a HGO  

 Unterstützung von Studierenden hessischer Hochschulen bei Studienarbeiten und 

Fragen rund um das Thema „Interkommunale Zusammenarbeit“ 

 Präsentationen und Informationen über Verlauf und Ergebnisse des kreisweiten IKZ-

Prozesses und einzelner Projekte an anfragende Kommunen und Institutionen (regional 

und bundesweit) 

 
2.6  Ausblick  
 
Zum Ende des Berichtszeitraums im Oktober 2020 ist ein weiteres kreisweites IKZ-Projekt 

bereits startbereit: das Projekt „Aufbau eines Fördermittelmanagements“. Alle 15 Kreis-

kommunen haben ihr Interesse an der Projektteilnahme erklärt, der Projektauftrag befindet 

sich zur Unterzeichnung bei Bürgermeistern und Landrat. Der Projektstart, ursprünglich für 

Dezember 2020 vorgesehen, muss aufgrund der Corona-Pandemie auf 2021 verschoben 

werden.  

 

Weitere kreisweite IKZ-Projekte werden nach Abstimmung der priorisierten Themenfelder in 

der Gemeinschaft der Kreiskommunen im Jahr 2021 folgen. 

 

Immer größere Bedeutung gewinnt zudem der kreisgrenzen-übergreifende interkommuna-

le Austausch. So sind immer wieder Anfragen aus Kommunen anderer Landkreise zu ver-

zeichnen, die an der Organisationsstruktur der IKZ im Kreis Groß-Gerau teilhaben und/oder an 

einzelnen IKZ-Projekten teilnehmen möchten. Diesen Wünschen wird auch weiterhin im mög-

lichen Rahmen entsprochen und so der Know-how-Austausch auch überregional vorange-

bracht.  

  

 
 
Marion Götz 




